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Tag I n h a l t Seite

§ 1

Steuergegenstand

(1) Der Steuer unterliegt der Aufwand für die entgeltliche
Übernachtung einer Person in der Freien und Hansestadt
Hamburg in einem Beherbergungsbetrieb. Als Übernachtung
gilt bereits die entgeltliche Erlangung der Beherbergungsmög-
lichkeit unabhängig von der tatsächlichen Inanspruchnahme.
Der Übernachtung steht die Nutzung der Beherbergungsmög-
lichkeit, ohne dass eine Übernachtung erfolgt, gleich, sofern
hierfür ein gesonderter Aufwand betrieben wird. Ausgenom-
men von der Steuer sind Übernachtungen, die für eine beruf-
liche oder betriebliche Tätigkeit des Übernachtungsgastes
zwingend erforderlich sind. Der Betreiber des Beherbergungs-
betriebes hat die zwingende Erforderlichkeit einer Übernach-
tung für eine berufliche oder betriebliche Tätigkeit des Über-
nachtungsgastes durch geeignete Belege nachzuweisen. 

(2) Als Beherbergungsbetrieb gilt jeder Betrieb, bei dem
Tätigkeiten zur Bereitstellung von kurzzeitigen Beherber-
gungsmöglichkeiten ausgeübt werden. Nicht als Übernach-
tung im Sinne dieses Gesetzes gilt das Unterkommen in Kran-
kenhäusern, Rehabilitationskliniken, Alten- und Pflegehei-
men, Hospizen und vergleichbaren Einrichtungen, die dem
Unterkommen von Personen in besonderen sozialen Situatio-
nen dienen.

§ 2

Bemessungsgrundlage

(1) Die Steuer bemisst sich nach dem für die Übernachtung
geschuldeten Entgelt ohne Umsatzsteuer (Nettoentgelt). Uner-

heblich ist, ob das Nettoentgelt vom Gast oder von einem Drit-
ten für den Gast geschuldet wird. Im Falle der Belegung eines
Zimmers durch mehrere Personen gilt vorbehaltlich einer
anderweitigen Abrechnung das nach Köpfen verteilte Gesamt-
entgelt des Zimmers als geschuldetes Entgelt des Übernach-
tungsgastes.

(2) Sofern die Aufteilung einer Gesamtrechnung in Über-
nachtungsentgelt und Entgelt für sonstige Dienstleistungen
ausnahmsweise nicht möglich ist, gilt als Bemessungsgrund-
lage bei einem Beherbergungsbetrieb mit Pauschalpreis (Über-
nachtung/Frühstück beziehungsweise Halb- oder Vollpension)
der Betrag der Gesamtrechnung abzüglich einer Pauschale von
7 Euro für Frühstück und je 10 Euro für Mittagessen und
Abendessen je Gast und Mahlzeit.

(3) Stellt der Betreiber oder die Betreiberin des Beherber-
gungsbetriebes dem Gast die Übernachtung nicht unmittelbar
in Rechnung, so ist der aus dem Verzeichnis nach § 7 Absatz 3
der Preisangabenverordnung in der Fassung vom 18. Oktober
2002 (BGBl. I S. 4198), zuletzt geändert am 24. Juli 2010
(BGBl. I S. 977, 979), in der jeweiligen Fassung ersichtliche
Preis der im Wesentlichen angebotenen Zimmer abzüglich der
Umsatzsteuer als Bemessungsgrundlage je Übernachtung
anzusetzen. Hat ein Beherbergungsbetrieb keine Pflicht zur
Auslegung beziehungsweise Aushängung der Preise für die im
Wesentlichen angebotenen Zimmer nach § 7 Absatz 3 der
Preisangabenverordnung, so ist für Beherbergungsbetriebe der
Klassifizierung

von 5 Sternen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 150 Euro,

von 4 Sternen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 100 Euro,
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von 3 Sternen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 75 Euro und
von 2 und weniger Sternen  . . . . . . . . . . . . . . 50 Euro

als Bemessungsgrundlage je Übernachtung anzusetzen. Ist ein
Beherbergungsbetrieb nicht klassifiziert, so ist einheitlich ein
Betrag von 75 Euro als Bemessungsgrundlage je Nacht anzu-
setzen. Dem Betreiber oder der Betreiberin des Beherber-
gungsbetriebes ist es unbenommen, soweit die Berechnung
nach den Sätzen 1 bis 3 aus seiner oder ihrer Sicht zu einem
unsachgemäßen Ergebnis führt, eine sachgerechte Bemes-
sungsgrundlage nachzuweisen. Steuern, die nach den Sätzen 1
bis 3 berechnet werden, sind gesondert in der Steueranmel-
dung aufzuführen.

§ 3
Steuerpauschalsätze

Die Steuer beträgt je Gast und Übernachtung bei einem
Nettoentgelt von bis zu

10 Euro 0 Euro,
25 Euro 0,50 Euro,
50 Euro 1 Euro,

100 Euro 2 Euro,
150 Euro 3 Euro,
200 Euro 4 Euro.

Je weitere angefangene 50 Euro Nettoentgelt erhöht sich die
Steuer um jeweils einen Euro.

§ 4
Steuerschuldner, Haftungsschuldner

(1) Steuerschuldner ist der Betreiber oder die Betreiberin
des Beherbergungsbetriebes.

(2) Hat der Gast hinsichtlich der zwingenden beruflichen
oder betrieblichen Veranlassung seiner Übernachtung falsche
Belege vorgelegt oder falsche Angaben gemacht, haftet er für
die entgangene Steuer. § 219 der Abgabenordnung gilt in die-
sen Fällen nicht.

§ 5
Entstehung, Fälligkeit der Steuer

(1) Die Steuer entsteht mit der Beendigung der Beherber-
gungsleistung.

(2) Die Steuer ist am fünfzehnten Tag nach Ablauf des
Anmeldungszeitraumes fällig und an das Finanzamt abzu-
führen.

§ 6
Anzeigepflicht, Steueranmeldung

(1) Der Betreiber oder die Betreiberin eines Beherber-
gungsbetriebes ist verpflichtet, der für Zwecke der Steuerauf-
sicht zuständigen Behörde den Beginn und das Ende seiner
Tätigkeit, den Wechsel des Betreibers oder der Betreiberin des
Beherbergungsbetriebes und die Verlegung des Beherber-
gungsbetriebes anzuzeigen. Die Anzeige ist vor Eintritt des
anzeigepflichtigen Ereignisses zu erstatten.

(2) Der Anmeldungszeitraum ist das Kalendervierteljahr.

(3) Der Betreiber oder die Betreiberin des Beherbergungs-
betriebes hat bis zum fünfzehnten Tag nach Ablauf des Anmel-
dungszeitraums eine Steueranmeldung nach amtlich vorge-
schriebenem Vordruck unter Angabe der Gesamtzahl der
Übernachtungen, der Anzahl der steuerpflichtigen Übernach-
tungen sowie der Anzahl der Übernachtungen mit zwingender
beruflicher oder betrieblicher Veranlassung bei der zuständi-

gen Behörde abzugeben, in der die abzuführende Steuer selbst
zu berechnen ist. Die Anmeldung im Sinne dieser Vorschrift
ist eine Steueranmeldung gemäß § 150 der Abgabenordnung.

(4) Gibt der Betreiber oder die Betreiberin des Beherber-
gungsbetriebes eine Anmeldung nicht ab, obwohl er hierzu
verpflichtet ist, oder hat er die Steuer fehlerhaft berechnet, so
kann das Finanzamt die Steuer durch Bescheid festsetzen.
Steuermehrbeträge aufgrund von Festsetzungen nach Satz 1
sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Bescheides
zu entrichten.

§ 7

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten

Der Betreiber oder die Betreiberin des Beherbergungsbe-
triebes hat die Namen und die Dauer des Aufenthalts aller
Übernachtungsgäste in geeigneter Form aufzuzeichnen. Min-
derjährige Kinder in Begleitung eines Elternteils oder beider
Elternteile sind nur der Zahl nach anzugeben. Diese Aufzeich-
nungen und die Belege zum Nachweis der zwingenden Erfor-
derlichkeit einer Übernachtung für eine berufliche oder
betriebliche Tätigkeit des Übernachtungsgastes gemäß § 1
Absatz 1 Satz 4 sind für einen Zeitraum von vier Jahren begin-
nend mit Ablauf des Jahres der Steuerentstehung aufzubewah-
ren.

§ 8

Steuernachschau

(1) Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen und vollständi-
gen Festsetzung und Erhebung der Steuer können die Bediens-
teten der zuständigen Behörde ohne vorherige Ankündigung
und außerhalb einer Außenprüfung nach § 193 der Abgaben-
ordnung Grundstücke und Räume von Personen, die Betreiber
oder die Betreiberin eines Beherbergungsbetriebes sind,
während der Geschäfts- und Arbeitszeiten betreten, um Sach-
verhalte festzustellen, die für die Besteuerung erheblich sein
können. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird hierdurch insoweit ein-
geschränkt.

(2) Die von der Nachschau betroffenen Personen haben auf
Verlangen den mit der Nachschau betrauten Amtsträgern oder
Amtsträgerinnen Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere
und andere Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen,
damit die steuerlichen Feststellungen ermöglicht werden.

(3) Werden anlässlich der Steuernachschau Verhältnisse
festgestellt, die für die Festsetzung anderer Steuern erheblich
sein können, so ist die Auswertung der Feststellungen insoweit
zulässig, als ihre Kenntnis für die Besteuerung des Beherber-
gungsbetriebes oder des Betreibers beziehungsweise der
Betreiberin des Beherbergungsbetriebes und des Übernach-
tungsgastes von Bedeutung sein kann.

§ 9

Auskunfts- und Mitwirkungspflichten

(1) Hotel- und Zimmervermittlungsagenturen sowie
Dienstleistungsunternehmen ähnlicher Art sind verpflichtet,
der zuständigen Behörde Auskünfte zu den Beherbergungsbe-
trieben zu erteilen, die für die Durchführung des Besteue-
rungsverfahrens erforderlich sind. Die Auskunftspflicht ent-
steht, wenn der Betreiber oder die Betreiberin des Beherber-
gungsbetriebes seinen oder ihren Pflichten aus diesem Gesetz
nicht oder nicht ausreichend nachkommt.

(2) Der Gast hat auf Aufforderung der zuständigen Behörde
Auskünfte zum zwingenden beruflichen oder betrieblichen
Hintergrund einer Übernachtung zu erteilen.
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§ 10
Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. Belege im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 4 ausstellt, die in

tatsächlicher Hinsicht unrichtig sind,
2. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 1 Anzeigen unterlässt,
3. entgegen § 7 Satz 1 Aufzeichnungen nicht, nicht richtig

oder nicht vollständig erstellt,
4. Unterlagen nach § 7 Satz 3 nicht aufbewahrt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße
geahndet werden.

§ 11

Schlussbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

(2) Beherbergungsleistungen, die vor Inkrafttreten dieses
Gesetzes vertraglich vereinbart worden sind, sind von der
Steuer ausgenommen.

(3) Ausgenommen von der Anzeigepflicht nach § 6 Absatz 1
Satz 2 sind Beherbergungsbetriebe, die bei Inkrafttreten dieses
Gesetzes eine gewerberechtliche Genehmigung für die Bereit-
stellung von Übernachtungsleistungen innehaben.

§ 1

Anwendungsbereich und Definition

(1) Dieses Gesetz regelt die Zulassung und den Betrieb von
Spielhallen. 

(2) Eine Spielhalle oder ein ähnliches Unternehmen im
Sinne dieses Gesetzes ist ein Unternehmen im stehenden
Gewerbe, das ausschließlich oder überwiegend der gewerbs-
mäßigen Aufstellung von Spielgeräten oder der Veranstaltung
anderer Spiele im Sinne des § 33c Absatz 1 Satz 1 oder des § 33d
Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung in der Fassung vom
22. Februar 1999 (BGBl. I S. 203), zuletzt geändert am
15. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2714, 2718), dient. 

(3) Der Begriff der Mehrfachkonzession beschreibt den
Sachverhalt, wenn für zwei oder mehr Spielhallen, die von dem
gleichen Betreiber in einem Gebäude, Gebäudekomplex oder
in unmittelbarer Nachbarschaft betrieben werden, Konzessio-
nen vergeben wurden.

§ 2

Erlaubnis

(1) Wer eine Spielhalle oder ein ähnliches Unternehmen
nach § 1 Absatz 2 betreiben will, bedarf der Erlaubnis der
zuständigen Behörde. Die Erlaubnis nach diesem Gesetz gilt
zugleich als Erlaubnis nach Artikel 1 § 24 des Ersten Staats-
vertrages zur Änderung des Staatsvertrages zum Glücksspiel-

wesen in Deutschland vom 15. Dezember 2011 (HmbGVBl.
2012 S. 240). 

(2) Für jeden Spielhallenstandort darf nur ein Unterneh-
men nach § 1 Absatz 2 zugelassen werden (Verbot von Mehr-
fachkonzessionen). Der Abstand zu weiteren Unternehmen
nach § 1 Absatz 2 soll 500 Meter nicht unterschreiten. Inner-
halb der in § 1 Nummern 1 und 2 der Verordnung über Wer-
bung mit Wechsellicht vom 28. April 1981 (HmbGVBl. S. 91)
in der jeweils geltenden Fassung genannten Gebiete soll der
Abstand von 100 Meter nicht unterschritten werden. Unter-
nehmen nach § 1 Absatz 2 sollen auch nicht in räumlicher
Nähe von Einrichtungen eröffnet werden, die ihrer Art nach
oder tatsächlich vorwiegend von Kindern und Jugendlichen
aufgesucht werden. 

(3) In einem Gebäude oder Gebäudekomplex, in dem zuläs-
sigerweise eine Annahmestelle für Sportwetten oder eine Spiel-
bank betrieben wird, darf eine Spielhalle nicht eröffnet wer-
den. In einem Gebäude, in dem zulässigerweise eine Spielhalle
betrieben wird, darf eine Spielbank oder eine Annahmestelle
für Sportwetten nicht genehmigt werden. 

(4) Die Erlaubnis ist schriftlich zu erteilen und ist auf
längstens 15 Jahre zu befristen. Sie kann unter dem Vorbehalt
des Widerrufs erteilt und mit Auflagen verbunden werden,
soweit dies zum Schutze der Allgemeinheit, der Gäste oder der
Bewohnerinnen und Bewohner des Betriebsgrundstücks oder
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der Nachbargrundstücke vor Gefahren, erheblichen Nach-
teilen oder erheblichen Belästigungen erforderlich ist; unter
denselben Voraussetzungen ist auch die nachträgliche Auf-
nahme, Änderung und Ergänzung von Auflagen zulässig. Dies
gilt für Verlängerungen entsprechend. Ein Antrag auf Verlän-
gerung kann frühestens zwei Jahre vor Ablauf der Frist gestellt
werden. Jede Änderung der gesetzlichen Vertretungsverhält-
nisse im Unternehmen des Spielhallenbetreibers ist der
zuständigen Erlaubnisbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(5) Die Erlaubnis ist insbesondere zu versagen, wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Antragstel-
lerin oder der Antragsteller die für den Betrieb einer Spiel-
halle erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt. Die erfor-
derliche Zuverlässigkeit besitzt in der Regel nicht, wer in
den letzten drei Jahren vor Stellung des Antrags wegen
eines Verbrechens, wegen Diebstahls, Unterschlagung,
Erpressung, Hehlerei, Geldwäsche, Betruges, Untreue,
unerlaubter Veranstaltung eines Glücksspiels, Beteiligung
am unerlaubten Glücksspiel oder wegen Vergehens nach
§ 27 Absatz 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Nummer 7
oder 8 des Jugendschutzgesetzes vom 23. Juli 2002 (BGBl.
2002 I S. 2730, 2003 I S. 476), zuletzt geändert am 31. Okto-
ber 2008 (BGBl. I S. 2149, 2151), in der jeweils geltenden
Fassung rechtskräftig verurteilt worden ist, 

2. die zum Betrieb des Gewerbes bestimmten Räume wegen
ihrer Beschaffenheit oder Lage den polizeilichen Anforde-
rungen nicht genügen, 

3. der Betrieb des Gewerbes eine Gefährdung der Jugend, eine
übermäßige Ausnutzung des Spieltriebs, schädliche
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes oder sonst eine nicht zumutbare Belästigung
der Allgemeinheit, der Nachbarinnen und Nachbarn oder
einer im öffentlichen Interesse bestehenden Einrichtung
befürchten lässt,

4. der Abstand zu weiteren Unternehmen gemäß Absatz 2
Satz 2 und zu Einrichtungen, die vorwiegend von Kindern
und Jugendlichen aufgesucht werden, gemäß Absatz 2
Satz 4 unterschritten wird, 

5. die Antragstellerin oder der Antragsteller nicht durch Vor-
lage eines Sachkundenachweises belegen kann, dass erfolg-
reich Kenntnisse über die rechtlichen Grundlagen für den
in Aussicht genommenen Betrieb sowie zur Prävention der
Spielsucht und im Umgang mit betroffenen Personen
erworben wurden oder 

6. das Unternehmen nach § 1 Absatz 2 in einem baulichen Ver-
bund, insbesondere in einem gemeinsamen Gebäude oder
Gebäudekomplex, mit einem oder mehreren Unternehmen
nach § 1 Absatz 2 steht. 

(6) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
die Dauer und Inhalte der nach Absatz 5 Satz 1 Nummer 5
erforderlichen Schulung sowie die Rahmenbedingungen für
deren Durchführung festzulegen. 

§ 3

Einheitliche Stelle

Verwaltungsverfahren nach diesem Gesetz können über
eine einheitliche Stelle abgewickelt werden. Es gelten die
§§ 71a bis 71e des Hamburgischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes vom 9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402),
zuletzt geändert am 15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 444,
449), in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 4

Anforderungen an die Gestaltung und Einrichtung
von Spielhallen und ähnlichen Unternehmen

(1) Unternehmen nach § 1 Absatz 2 sind von ihrem äußeren
Erscheinungsbild so zu gestalten, dass ein Einblick ins Innere
der Räumlichkeiten von außen nicht möglich ist. Es muss
gleichwohl gewährleistet werden, dass Tageslicht in den Auf-
stellungsbereich der Geldspielautomaten einfällt. Ist der Ein-
fall von Tageslicht ortsbedingt nicht möglich, sind Ausnahmen
zulässig. Von der äußeren Gestaltung der Spielhalle darf keine
Werbung für den Spielbetrieb oder die in der Spielhalle ange-
botenen Spiele ausgehen oder durch eine besonders auffällige
Gestaltung ein zusätzlicher Anreiz für den Spielbetrieb
geschaffen werden. 

(2) Als Bezeichnung des Unternehmens im Sinne des § 1
Absatz 2 ist nur das Wort „Spielhalle“ zulässig. 

(3) In Unternehmen nach § 1 Absatz 2 darf je 12 m² Grund-
fläche höchstens ein Geld- oder Warenspielgerät aufgestellt
werden; die Gesamtzahl darf jedoch acht Geräte nicht über-
steigen. Bei Mehrplatzspielgeräten ist jeder Spielplatz als ein
Gerät zu behandeln. Die Geräte sind einzeln in einem Abstand
von mindestens 1,5 Metern aufzustellen, getrennt durch eine
Sichtblende in einer Tiefe von mindestens 0,80 Meter, gemes-
sen von dem am weitesten in den Raum hineinreichenden
Gerätebauteil in Höhe mindestens der Geräteoberkante. Bei
der Berechnung der Grundfläche bleiben Nebenräume wie
Abstellräume, Flure, Toiletten, Vorräume und Treppen außer
Ansatz. Die zuständige Behörde kann Auflagen zur Art der
Aufstellung und Anordnung sowie räumlichen Verteilung der
Geräte erteilen, soweit dies zum Schutz vor einer übermäßigen
Ausnutzung des Spieltriebes erforderlich ist. 

(4) In räumlicher Verbindung zu Unternehmen nach § 1
Absatz 2 darf die Inhaberin oder der Inhaber der Erlaubnis
nach § 2 Absatz 1 das Aufstellen von Geldausgabeautomaten
oder anderen Geräten, mit deren Hilfe sich die Spielerin oder
der Spieler Geld beschaffen kann, nicht ermöglichen oder
begünstigen. 

§ 5

Sperrzeit und Spielverbotstage

(1) Die Sperrzeit für Unternehmen nach § 1 Absatz 2
beginnt um 5.00 Uhr und endet um 12.00 Uhr. 

(2) Darüber hinaus ruht das Spiel am Karfreitag, am Volks-
trauertag und am Totensonntag sowie am 24. und 25. Dezem-
ber. 

(3) In Unternehmen nach § 1 Absatz 2 in den Gebieten
gemäß § 1 Nummer 1 der Verordnung über Werbung mit
Wechsellicht beginnt die Sperrzeit um 6.00 Uhr und endet um
9.00 Uhr. Absatz 2 gilt entsprechend. 

§ 6

Jugend- und Spielerschutz

(1) In Unternehmen nach § 1 Absatz 2, in denen Speisen
und alkoholische Getränke zum Verzehr an Ort und Stelle ver-
abreicht werden, richtet sich die Anzahl der Geld- und Waren-
spielgeräte nach den Regelungen der Spielverordnung. Die
unentgeltliche Abgabe von Speisen und Getränken ist ver-
boten. 

(2) Während der Öffnungszeiten ist sicherzustellen, dass in
jedem Unternehmen nach § 1 Absatz 2 mindestens eine Auf-
sichtsperson dauerhaft anwesend ist. 
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(3) Die Inhaberin oder der Inhaber der Erlaubnis nach § 2
Absatz 1 oder das mit der Aufsicht betraute Personal haben die
Spielerinnen und Spieler über die Suchtrisiken der angebote-
nen Spiele und Möglichkeiten der Beratung und Therapie auf-
zuklären. Die Inhaberin oder der Inhaber der Erlaubnis nach
§ 2 Absatz 1 oder das mit der Aufsicht betraute Personal sind
außerdem verpflichtet, die Spielerinnen und Spieler zu verant-
wortungsbewusstem Spiel anzuhalten. Zu diesem Zweck hat
die Inhaberin oder der Inhaber 

1. ein Sozialkonzept zu entwickeln, dass den aktuellen wissen-
schaftlichen Forschungsstand berücksichtigt. Es ist konti-
nuierlich zu verbessern. Im Sozialkonzept ist darzulegen,
mit welchen Maßnahmen den sozialschädlichen Auswir-
kungen des Spiels vorgebeugt werden soll und wie diese
behoben werden sollen, 

2. eine für die Umsetzung des Sozialkonzeptes verantwort-
liche Person zu benennen, 

3. das Personal regelmäßig in der Früherkennung problemati-
schen und pathologischen Spielverhaltens fachkundig
schulen zu lassen und 

4. vor Ablauf der ersten drei Monate eines Jahres gegenüber
der zuständigen Behörde über die im Vorjahr getroffenen
Maßnahmen zu Umsetzung des Sozialkonzeptes zu berich-
ten und Nachweise über die Schulung (Sachkundenach-
weis) des Personals zu erbringen. 

(4) Die Inhaberin oder der Inhaber der Erlaubnis nach § 2
Absatz 1 hat sicherzustellen, dass als Aufsicht nur Personen
beschäftigt werden, die spätestens zum Zeitpunkt der Auf-
nahme der Tätigkeit über einen Sachkundenachweis verfügen.
Aus dem Sachkundenachweis muss hervorgehen, dass erfolg-
reich Kenntnisse zur Prävention der Spielsucht und im
Umgang mit betroffenen Personen erworben wurden. Der
Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Erforder-
nisse an die Sozialkonzepte gemäß Absatz 3 Satz 3 Nummer 1
sowie die Dauer und Inhalte der nach den Sätzen 1 und 2
erforderlichen Schulung sowie die Rahmenbedingungen für
deren Durchführung festzulegen. 

(5) Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, darf kein Zutritt zu Unternehmen nach § 1 Absatz 2
gewährt werden. Die Durchsetzung des Verbots ist durch eine
Eingangskontrolle in Verbindung mit der Vorlage des Perso-
nalausweises oder anderer zur Identitätskontrolle geeigneter
Dokumente zu gewährleisten. 

(6) Vom Spielverhalten her auffällige Personen sind vom
Spiel auszuschließen. 

(7) In Unternehmen nach § 1 Absatz 2 sind Informations-
material über Risiken des übermäßigen Spielens und Informa-
tionen zu Angeboten und Kontaktdaten von qualifizierten
Beratungsstellen an jedem Spielgerät sichtbar auszulegen. 

§ 7

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 2 Absatz 1 eine Spielhalle oder ein ähnliches
Unternehmen ohne Erlaubnis betreibt, 

2. entgegen § 2 Absatz 4 Satz 5 die Mitteilung nicht, nicht
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 

3. einer vollziehbaren Auflage gemäß § 2 Absatz 4 oder § 4
Absatz 3 nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
nachkommt, 

4. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 Einblick in das Innere der
Räumlichkeiten von außen ermöglicht, 

5. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 4 Werbung betreibt, von der ein
Aufforderungs- oder Anreizcharakter zum Spielen aus-
geht, 

6. entgegen § 4 Absatz 3 Satz 1 oder § 6 Absatz 1 Satz 1 mehr
als die zulässige Zahl von Spielgeräten aufstellt oder auf-
stellen lässt, 

7. die Spielgeräte nicht gemäß § 4 Absatz 3 Satz 3 aufgestellt
hat (oder aufstellt), 

8. als Inhaberin oder Inhaber oder als Aufsichtsperson eines
Unternehmens nach § 1 Absatz 2 duldet, dass ein Gast
innerhalb der in § 5 Absätze 1 und 3 genannten Sperrzeit in
den Betriebsräumen verweilt, oder zulässt, dass an den in
§ 5 Absatz 2 genannten Tagen die Spielhalle geöffnet ist
oder dort gespielt wird, 

9. als Inhaberin oder Inhaber oder als Aufsichtsperson eines
Unternehmens nach § 1 Absatz 2 entgegen § 6 Absatz 1
Satz 2 unentgeltlich Speisen und Getränke abgibt oder
zulässt, dass unentgeltlich Speisen oder Getränke abge-
geben werden, 

10. entgegen § 6 Absatz 2 nicht sicherstellt, dass eine Auf-
sichtsperson dauerhaft anwesend ist, 

11. entgegen § 6 Absatz 3 Satz 3 nicht vor Ablauf der ersten
drei Monate eines Jahres über die im Vorjahr getroffenen
Maßnahmen zur Umsetzung des Sozialkonzeptes berich-
tet, es unterlässt, eine verantwortliche Person zur Umset-
zung zu benennen und wer es unterlässt, das Personal
regelmäßig fachkundig zu schulen, 

12. entgegen § 6 Absatz 4 Aufsichtspersonen beschäftigt, die
nicht über den geforderten Sachkundenachweis verfügen, 

13. als Inhaberin oder Inhaber oder als Aufsichtsperson eines
Unternehmens nach § 1 Absatz 2 entgegen § 6 Absatz 5 die
vorgeschriebene Identitätskontrolle unterlässt, 

14. als Inhaberin oder Inhaber oder als Aufsichtsperson eines
Unternehmens nach § 1 Absatz 2 entgegen § 6 Absatz 6
einen Ausschluss vom Spiel unterlässt, 

15. als Inhaberin oder Inhaber oder als Aufsichtsperson eines
Unternehmens nach § 1 Absatz 2 die in § 6 Absatz 7 vorge-
schriebenen Unterlagen nicht deutlich sichtbar auslegt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis
zu 50.000 Euro geahndet werden. 

§ 8
Ersetzung und Fortgeltung von Bundesrecht

(1) Dieses Gesetz ersetzt gemäß Artikel 125a Absatz 1 Satz 2
des Grundgesetzes in seinem Geltungsbereich § 33i der
Gewerbeordnung sowie § 3 Absätze 2 und 3 und § 4 Satz 2 der
Spielverordnung in der Fassung vom 27. Januar 2006 (BGBl. I
S. 281). 

(2) Im Übrigen finden die Gewerbeordnung und auf ihrer
Grundlage erlassene Vorschriften sowie die Spielverordnung
in der jeweils geltenden Fassung weiterhin Anwendung. 

§ 9
Übergangs- und Schlussbestimmungen

(1) Unternehmen nach § 1 Absatz 2, die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehen und für die bis zum
28. Oktober 2011 eine Erlaubnis nach § 33i der Gewerbeord-
nung erteilt worden ist, deren Geltungsdauer nicht vor dem
30. Juni 2017 endet, gelten bis zum 30. Juni 2017 als mit diesem
Gesetz vereinbar. Spielhallen, für die nach dem 28. Oktober
2011 eine Erlaubnis erteilt worden ist, gelten bis zum Ablauf
des 30. Juni 2013 als mit diesem Gesetz vereinbar. Die Rege-
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lungen des § 4 Absätze 1, 2 und 4 und des § 5 treten sechs
Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes in Kraft. Die für die
Erlaubniserteilung zuständige Behörde kann nach Ablauf des
in Satz 1 oder Satz 2 bestimmten Zeitraums eine Befreiung von
der Erfüllung einzelner Anforderungen dieses Gesetzes für
einen angemessenen Zeitraum zulassen, soweit dies zur Ver-
meidung unbilliger Härten erforderlich ist; hierbei sind der
Zeitpunkt der Erlaubnis gemäß § 33i der Gewerbeordnung
sowie der Schutzzweck dieses Gesetzes zu berücksichtigen.
Eine unbillige Härte kann insbesondere dann vorliegen, wenn
eine Anpassung des Betriebs an die Anforderungen dieses
Gesetzes aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht
möglich oder die mit einer wirtschaftlichen Betriebsführung
nicht vereinbar ist. 

(2) Wer zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
ein Unternehmen nach § 1 Absatz 2 rechtmäßig betreibt und
über eine gültige Erlaubnis nach § 33i der Gewerbeordnung
verfügt, hat für diesen Betrieb die Zahl der Geräte und Spiele
innerhalb von 24 Monaten auf das nach § 4 Absatz 3 zulässige
Maß zu reduzieren. Unternehmen, die keine Mehrfachkonzes-
sion im Sinne des § 1 Absatz 3 erhalten haben, haben die Zahl

der Geräte und Spiele bis zum 30. Juni 2017 auf das nach § 4
Absatz 3 zulässige Maß zu reduzieren. 

(3) Werden die in Absatz 1 Sätze 2 und 3 und Absatz 2
geforderten Verpflichtungen von der Inhaberin oder vom
Inhaber nicht oder nicht fristgemäß erfüllt, ist von der zustän-
digen Behörde ein Verfahren mit dem Ziel des Widerrufs der
Erlaubnis einzuleiten. 

(4) Wird der Mindestabstand nach § 2 Absatz 2 zwischen
bestehenden Unternehmen nach § 1 Absatz 2 nicht eingehal-
ten, hat die länger bestehende Spielhalle Vorrang, ansonsten ist
die Gewerbeanmeldung maßgeblich. 

(5) Wechselt bei einem Unternehmen nach § 1 Absatz 2 die
Inhaberschaft, gelten die Übergangsfristen der Absätze 2 und 3
für die erwerbende Person weiter. 

(6) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in
Kraft. § 2 Absatz 5 Nummer 5, § 6 Absatz 3 Satz 3 Nummern 1
und 4 sowie § 6 Absatz 4 Sätze 1 und 2 treten zwölf Monate
nach Inkrafttreten der Rechtsverordnung gemäß § 2 Absatz 6
in Kraft.

Ausgefertigt Hamburg, den 4. Dezember 2012.

Der Senat
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